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RA Stefan Hessel, LL.M.*

K&R Kompakt: Das Technological Sovereignty
Package der EU
Europas Weg zu mehr digitaler Souveränität

Kurz und Knapp

Der Beitrag analysiert das „Technological Sovereignty

Package“ der Europäischen Kommission zur Stärkung der

digitalen Souveränität Europas. Er ordnet die Maßnahmen

wirtschaftlich und regulatorisch ein, erläutert ihre Bedeu-

tung für Schlüsseltechnologien wie Halbleiter, Cloud und

KI und stellt die zentralen Gesetzesvorhaben sowie flan-

kierenden Strategien systematisch dar. Zudem zeigt er auf,

welche Ziele die EU mit Blick auf Innovation, Resilienz und

Wettbewerbsfähigkeit verfolgt.

I. Einleitung

Am3. 6. 2026 hat die Europäische Kommission ein umfassendes
Maßnahmenpaket zur Stärkung der technologischen Souverä-
nität der Europäischen Union vorgelegt.1 Das sogenannte „Tech-
nological Sovereignty Package“ stellt einen weiteren Baustein
der europäischen Digital- und Industriepolitik dar und soll die
Voraussetzungen dafür schaffen, dass die EU kritische digitale
Infrastrukturen, Technologien undWertschöpfungsketten künf-
tig stärker selbst entwickeln, kontrollieren und skalieren kann.
Nach Auffassung der Kommission befindet sich die Europäische
Union in einem entscheidenden Moment, um ihre technologi-
sche Handlungsfähigkeit zu sichern und ihre Abhängigkeiten
von außereuropäischen Anbietern in strategischen Technologie-
bereichen nachhaltig zu reduzieren.2

Technologische Souveränität erschöpft sich dabei nicht in der
bloßen Verfügbarkeit europäischer Technologien. Vielmehr
handelt es sich um ein mehrdimensionales Konzept, das die
gesamte digitale Wertschöpfungskette umfasst – von Halb-
leitern, Rechenzentren und Cloud-Infrastrukturen über Daten-
und KI-Systeme bis hin zu Betriebssystemen, Software-Stacks
und digitalen Plattformen.3 Ziel ist der Aufbau eines möglichst
vollständigen europäischen Technologie-Stacks („European
Technology Stack“), der die Entwicklung, den Betrieb und die
Weiterentwicklung digitaler Dienste unter europäischer Kon-
trolle ermöglicht.4 Die Europäische Kommission versteht tech-
nologische Souveränität ausdrücklich nicht als Abschottung
oder wirtschaftlichen Protektionismus, sondern als ein Kon-
zept der Offenheit, internationalen Partnerschaften und des
fairen Wettbewerbs.5

Das Technological Sovereignty Package verfolgt daher einen
sektorübergreifenden Ansatz, der technologische Innovations-
förderung, wirtschaftliche Resilienz und digitale Regulierung
miteinander verbindet. Kernbestandteile des Pakets sind ein
„Chips Act 2.0“,6 ein „Cloud and AI Development Act“,7 eine
europäische Open-Source-Strategie8 sowie eine strategische
Roadmap für Digitalisierung und Künstliche Intelligenz im
Energiesektor.9Gemeinsamsollen dieseMaßnahmendieGrund-
lage für einen europäischen Technologie-Stack schaffen, Abhän-
gigkeiten von außereuropäischen Anbietern reduzieren und die
Entwicklung souveräner digitaler Ökosysteme fördern.10

Der nachfolgende Beitrag analysiert die Ziele, Instrumente und
regulatorischen Leitlinien des „Technological Sovereignty
Package“ und ordnet dessen Bedeutung für Unternehmen
und die europäische Digitalregulierung ein.

II. Der Chips Act 2.0

Der Vorschlag für einen Chips Act 2.0 soll keine bloße Fort-
schreibung der VO (EU) 2023/1781 (Chips Act)11 darstellen,
sondern einen strategischen Paradigmenwechsel der europä-
ischen Halbleiterpolitik markieren. Während der ursprüngliche
Chips Act primär auf den Ausbau europäischer Produktions-
kapazitäten und die Förderung von Forschung und Innovation
ausgerichtetwar, verfolgt der neueRechtsrahmen einen deutlich
umfassenderen Ansatz. Ausweislich der Erwägungsgründe und
der Zielbestimmungen des Verordnungsvorschlags soll nicht
mehr allein das Angebot an Halbleitern gestärkt werden, son-
dern das gesamte europäische Halbleiterökosystem entlang der
Wertschöpfungskette in den Fokus rücken.12

Ausgangspunkt der Neuausrichtung ist die Erkenntnis der
Kommission, dass der erste Chips Act zwar erhebliche Inves-
titionen mobilisieren und wichtige Forschungs- und Innovati-
onsinfrastrukturen schaffen konnte, die strukturellen Abhän-
gigkeiten Europas von außereuropäischen Herstellern insbe-
sondere bei Hochleistungs- und KI-Chips jedoch weitgehend
fortbestehen.13 Gemäß Art.1 Chips Act 2.0 verfolgt die geplan-
te Verordnung zwei übergeordnete Ziele: Zum einen soll die
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Halbleiterwertschöp-
fungskette gestärkt und dadurch die technologische Souverä-
nität sowie Resilienz der Union erhöht werden. Zum anderen
soll die Krisenvorsorge verbessert und die Versorgungssicher-
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* Mehr über den Autor erfahren Sie am Ende des Beitrags. Alle zitierten
Internetquellen wurden zuletzt abgerufen am 3. 7. 2026.

1 Europäische Kommission, Kommission schlägt Technologiesouveräni-
tätspaket zur Stärkung der digitalen Autonomie und Resilienz Europas
vor, Pressemitteilung vom 3. 6. 2026, https://ruw.link/2026/171 (digital-
strategy.ec.europa.eu).

2 Europäische Kommission, COM(2026) 503 final, S.1 ff.
3 Europäische Kommission, COM(2026) 503 final, S. 9 ff.
4 Europäische Kommission, COM(2026) 503 final, S. 4.
5 Europäische Kommission, COM(2026) 503 final, S.1.
6 Europäische Kommission, Proposal for a Regulation of the European

Parliament and of the Council on a framework of measures for streng-
thening the Union’s semiconductor ecosystem, repealing Regulation (EU)
2023/1781 (Chips Act 2.0), COM(2026) 504 final.

7 Europäische Kommission, Proposal for a Regulation of the European
Parliament and of the Council establishing a framework of measures for
strengthening Europe’s cloud and AI ecosystem (Cloud and AI Develop-
ment Act), COM(2026) 502 final.

8 Europäische Kommission, The EU Open Source Strategy, https://ruw.
link/2026/172 (digital-strategy.ec.europa.eu).

9 Europäische Kommission, Strategic Roadmap on digitalisation and AI in
the energy sector, COM(2026) 501 final.

10 Europäische Kommission, COM(2026) 503 final v. 3. 6. 2026, S. 2 ff.
11 VO (EU) 2023/1781 des Europäischen Parlaments und des Rates vom

13. 9. 2023 zur Schaffung eines Rahmens für Maßnahmen zur Stärkung
des europäischen Halbleiter-Ökosystems und zur Änderung der VO (EU)
2021/694 (Chip-Gesetz), ABl. L 229.

12 ErwG 19 ff. Chips Act 2.0.
13 ErwG 3 ff. Chips Act 2.0.



heit mit Halbleitern dauerhaft gewährleistet werden. Zur Er-
reichung dieser Ziele setzt die Verordnung insbesondere auf
Maßnahmen zur Förderung strategischer Produktionskapazi-
täten, zur Stimulierung der Nachfrage nach europäischen
Halbleitern sowie auf neue Instrumente zur Überwachung
und Absicherung kritischer Lieferketten.

1. Verbesserung der Investitionsbedingungen und

Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit

Ein zentraler Baustein des Chips Act 2.0 besteht im Ausbau der
europäischen Innovations- und Produktionskapazitäten. Be-
reits Art. 4 Abs.1 lit. a Chips Act 2.0 nennt die Stärkung
technologischer Souveränität, wirtschaftlicher Sicherheit und
industrieller Wettbewerbsfähigkeit als Kernziel. Hierzu wird
die bestehende Forschungs- und Innovationsförderung erheb-
lich erweitert und stärker auf die industrielle Umsetzung
ausgerichtet.

Im Mittelpunkt stehen die in Art. 4 Abs. 2 und Art. 5 Chips Act
2.0 genannten sechs operativen Ziele der Chips for Europe
Initiative 2.0. Neben dem Ausbau fortschrittlicher Chipdesign-
Kapazitäten und Pilotfertigungslinien werden erstmals auch
Photonik-Technologien, Quantenchips sowie umfangreiche Fi-
nanzierungsinstrumente für Start-ups, Scale-ups und KMU
ausdrücklich einbezogen. Der in Art. 4 Abs. 2 lit. f Chips Act
2.0 vorgesehene Chips Fund soll dabei einen strukturellen
Finanzierungsmangel europäischer Halbleiterunternehmen
adressieren und privates sowie öffentliches Kapital entlang
der gesamten Wertschöpfungskette mobilisieren.

Flankiert werden diese Fördermaßnahmen durch regulatori-
sche Erleichterungen für Investitionsvorhaben. Insbesondere
verpflichtet Art. 21 Chips Act 2.0 die Mitgliedstaaten, Geneh-
migungsverfahren für strategische Projekte und europäische
Halbleitertechnologieinitiativen auf höchstens zwölf Monate zu
begrenzen. Ergänzend werden One-Stop-Shop-Genehmigun-
gen (Art. 22 Chips Act 2.0) sowie digitale Genehmigungsver-
fahren über europäische Business Wallets (Art. 24 Chips Act
2.0) eingeführt, um Investitionshemmnisse abzubauen und die
internationale Wettbewerbsfähigkeit Europas als Produktions-
standort zu stärken.

2. Nachfrageförderung und stärkere Marktorientierung

Die wohl bedeutendste Neuerung gegenüber dem Chips Act
von 2023 besteht in der stärkeren Berücksichtigung der Nach-
frageseite. Die Kommission hebt ausdrücklich hervor, dass der
erste Chips Act weitgehend angebotsorientiert ausgestaltet war
und dadurch die Gefahr bestand, dass neu geschaffene Kapa-
zitäten mangels europäischer Nachfrage nicht ausgelastet wer-
den.14 Hierfür etabliert die Verordnung mehrere neue Instru-
mente. Die sogenannten „Demand Accelerators“ nach Art. 8
Chips Act 2.0 sollen die Zusammenarbeit zwischen Halbleiter-
herstellern und industriellen Anwendern fördern und eine
stärkere Ausrichtung der Chipentwicklung an den Bedürfnis-
sen europäischer Industriebranchen ermöglichen. Ergänzend
wird mit dem „Demand Forum“ nach Art. 9 Chips Act 2.0 eine
Plattform geschaffen, auf der strategische Projekte und Halb-
leitertechnologieinitiativen ihre Lösungen potenziellen Abneh-
mern präsentieren können.

3. Strategische Projekte und regionale Exzellenzcluster

Ein weiterer Schwerpunkt des Chips Act 2.0 liegt auf der
gezielten Förderung besonders relevanter Projekte entlang der
gesamten Liefer- und Wertschöpfungskette. Hierfür führt die
Verordnung unter anderem das Instrument der Strategic Pro-

jects nachArt.16 Chips Act 2.0 ein. Diese Projektemüssen einen
erheblichen Beitrag zur technologischen Souveränität Europas
leisten, grenzüberschreitende Bedeutung besitzen und die Resi-
lienz der europäischen Halbleiterwirtschaft nachhaltig stärken.
Parallel dazu wird der Anwendungsbereich der „First-of-a-Kind
Initiatives“ erheblich erweitert. Nach Art. 2 Nr.10 und Art.14
Chips Act 2.0 können künftig nicht nur klassische Chipfabriken,
sondern auch fortgeschrittene Designaktivitäten, Produktions-
anlagen für Halbleiterausrüstung, Materialien, Packaging-Tech-
nologien und Elektronikfertigung als förderfähige Vorhaben
anerkannt werden. Dadurch wird erstmals die gesamte Halb-
leiterwertschöpfungskette regulatorisch erfasst.

Besonderes Augenmerk legt die Verordnung ferner auf die
regionale Clusterbildung. Mit den „European Semiconductor
Regions of Excellence“ gemäß Art. 26 ff. Chips Act 2.0 schafft
die Kommission ein europäisches Exzellenzlabel für Regionen,
die über kohärente Investitionsstrategien im Halbleiterbereich
verfügen. Ziel ist es, regionale Innovationsökosysteme zu
stärken, Investitionen anzuziehen und europaweit leistungs-
fähige Halbleitercluster zu etablieren.

4. Resilienz steigern und Abhängigkeiten abbauen

Neben Wettbewerbsfähigkeit und Nachfrageförderung stellt
der Abbau strategischer Abhängigkeiten das Kernanliegen
des Chips Act 2.0 dar. Die Kommission sieht die Union wei-
terhin in erheblichem Maße von Herstellern und Zulieferern
außerhalb Europas abhängig und bewertet dies ausdrücklich
als Risiko für die wirtschaftliche Sicherheit und technologische
Souveränität der Union.15 Zur Verbesserung der Krisenvorsor-
ge wird daher ein umfangreicher Überwachungs- und Krisen-
reaktionsmechanismus geschaffen. Herzstück ist die in Art. 34
Chips Act 2.0 vorgesehene „Business-to-Business Semiconduc-
tor Supply Chain Platform“, die als digitaler Zwilling der
europäischen Halbleiterlieferkette fungieren soll. Unterneh-
men können dort aggregierte Informationen über Lieferketten,
Risiken und Abhängigkeiten austauschen. Auf dieser Grund-
lage sollen Frühwarnindikatoren entwickelt und potenzielle
Versorgungsengpässe frühzeitig erkannt werden.16 Kommt es
dennoch zu einer Versorgungskrise, sieht Kapitel IV weitrei-
chende Eingriffsbefugnisse vor. Hierzu gehören insbesondere
Informationsanordnungen gegenüber Unternehmen (Art. 41
Chips Act 2.0), verpflichtende Priorisierung bestimmter Pro-
duktionsaufträge (Art. 42 Chips Act 2.0) sowie gemeinsame
europäische Beschaffungsvorhaben (Art. 43 Chips Act 2.0).

5. Wirtschaftliche Chancen

Aus Unternehmenssicht eröffnen die Maßnahmen des Chips Act
2.0 Chancen entlang der gesamten Halbleiter-Wertschöpfungs-
kette. Die geplanten Investitionen in Forschung, Entwicklung
und Fertigung sollen den Zugang zu modernen Technologien,
Produktionskapazitäten und qualifizierten Fachkräften verbes-
sern sowie Abhängigkeiten von außereuropäischen Lieferketten
reduzieren. Unternehmen profitieren darüber hinaus von erwei-
terten Förder- und Finanzierungsmöglichkeiten, insbesondere
für innovationsgetriebene Start-ups und Scale-ups sowie für
größere Industrie- und Infrastrukturprojekte. Die stärkere Ver-
netzung von Forschungseinrichtungen, Technologiezentren und
industriellen Akteuren kann den Technologietransfer beschleu-
nigen und die Zeitspanne zwischen Forschungsergebnissen und
Markteinführung verkürzen. Insgesamt könnten durch den
Chips Act 2.0 innovationsfreundlichere Rahmenbedingungen
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geschaffen, Investitionsanreize erhöht und die Wettbewerbsfä-
higkeit europäischer Unternehmen im internationalen Halblei-
termarkt nachhaltig gestärkt werden.

III. Der Cloud and AI Development Act

Mit dem vorgeschlagenen Cloud and AI Development Act
(CADA) verfolgt die Europäische Union das Ziel, die europä-
ische Cloud-, Daten- und KI-Souveränität nachhaltig zu stär-
ken. Anders als der Chips Act 2.0 fokussiert der CADA nicht
auf physische Halbleiterinfrastrukturen, sondern auf die digi-
talen Grundlagen von Cloud und KI. Im Mittelpunkt stehen der
Ausbau von AI Factories und AI Gigafactories, die Schaffung
leistungsfähiger Cloud- und Rechenzentrumsinfrastrukturen
sowie die Entwicklung eigener europäischer KI-Systeme. Zu
diesem Zweck sieht die Verordnung ein umfassendes Maß-
nahmenpaket zur Förderung von Forschung und Innovation,
zur Mobilisierung von Investitionen, zum Ausbau der Rechen-
kapazitäten sowie zur Schaffung eines unionsweit einheit-
lichen Souveränitätsrahmens für Cloud- und KI-Dienste vor.

1. Forschung, Entwicklung und Innovation

Wie der Chips Act 2.0 setzt auch der CADA auf einen innova-
tionsgetriebenen Ansatz. Die „Cloud and AI Leadership Ini-
tiative“ nach Art. 3 und Art. 4 CADA soll Forschung, Entwick-
lung und industrielle Umsetzung von Cloud- und KI-Techno-
logien in Europa beschleunigen. Hierzu werden insbesondere
AI Factories und AI Gigafactories gefördert, die als Innovati-
onszentren für die Entwicklung, das Training und die Skalie-
rung leistungsfähiger KI-Modelle dienen sollen. Ergänzend
sieht Art. 5 CADA ein Netzwerk von „Experience and Accele-
ration Centres for AI“ vor, das die Überführung wissenschaft-
licher Erkenntnisse in marktfähige Anwendungen unterstüt-
zen soll. Die Mitgliedstaaten werden zudem verpflichtet, na-
tionale Strategien zur Förderung von Cloud- und KI-Techno-
logien zu entwickeln und ihre Maßnahmen unionsweit zu
koordinieren (Art. 7 CADA).

2. Ausbau der Rechen- und Cloudkapazitäten

Ein Kernelement des CADA besteht im massiven Ausbau
europäischer Rechenzentrumskapazitäten. Nach den Vorstel-
lungen der Kommission sollen die verfügbaren Kapazitäten
innerhalb der nächsten fünf bis sieben Jahre erheblich gestei-
gert werden, um den steigenden Bedarf insbesondere für das
Training und den Betrieb fortschrittlicher KI-Systeme decken
zu können.17 Hierfür verpflichtet Art.10 CADA die Mitglied-
staaten zur Ausweisung sogenannter „Data Centre Accelera-
tion Zones“. Innerhalb dieser Zonen sollen Genehmigungs-
und Planungsverfahren beschleunigt sowie der Zugang zu
kritischen Ressourcen wie Energie, Wasser, Flächen und Fi-
nanzierungsmöglichkeiten erleichtert werden. Ergänzend se-
hen Art.11 bis 13 CADA vereinfachte Verwaltungsverfahren
vor, während Art.14 CADA die besondere Förderung strategi-
scher Rechenzentrumsprojekte ermöglicht.

3. Stärkung der Cloud- und KI-Souveränität

Das zentrale regulatorische Element des CADA bildet das
europäische „Sovereignty Framework“ gemäß Art.16 ff. CADA.
Der Begriff der Cloud- und KI-Souveränität wird im CADA
durch ein vierstufiges Souveränitäts- und Sicherheitsmodell
konkretisiert (Art.16 CADA i. V.m. Anhang II und III).

– Souveränitätsstufe 1 (Level 1) verlangt, dass Daten aus-
schließlich innerhalb der Europäischen Union verarbeitet
und gespeichert werden (Anhang II, Nr.1 CADA).

– Souveränitätsstufe 2 (Level 2) setzt zusätzlich voraus, dass
Anbieter ihre Unabhängigkeit von Drittstaaten nachweisen
und Transparenz hinsichtlich ihrer Software- und Liefer-
ketten gewährleisten (Anhang II, Nr. 2 CADA).

– Souveränitätsstufe 3 (Level 3) fordert grundsätzlich, dass der
Anbieter im Eigentum von Akteuren aus der Europäischen
Union steht und von diesen kontrolliert wird. Daneben kön-
nen zusätzliche Anforderungen gelten, etwa hinsichtlich des
für den Betrieb eingesetzten Personals. Die Kommission
kann unter bestimmten Voraussetzungen auch Anbieter
aus Drittstaaten anerkennen (Anhang 2, Nr. 3 CADA).

– Souveränitätsstufe 4 (Level 4) stellt die höchste Schutzstufe
dar. Sie verlangt eine vollständige Transparenz und Kon-
trolle über die gesamte Software- und Lieferkette sowie den
Ausschluss jeglicher unmittelbarer oder mittelbarer Ein-
flussmöglichkeiten von Drittstaaten. Die Einhaltung der
Anforderungen wird durch spezielle Auditierungs- und
Kontrollmechanismen nach Art.17 bis 21 überwacht (An-
hang 2, Nr. 4 CADA).

Erstmals wird damit ein unionsweit einheitlicher Rechtsrah-
men für die Bewertung und Sicherstellung von Cloud- und KI-
Souveränität geschaffen. Ziel ist es, die Nutzung vertrauens-
würdiger Cloud- und KI-Dienste insbesondere in kritischen
Sektoren zu fördern und zugleich strategische Abhängigkeiten
von Drittstaaten zu reduzieren. Das Framework verpflichtet
öffentliche Stellen dazu, bei der Beschaffung von Cloud- und
KI-Diensten risikobasierte Souveränitätsanforderungen anzu-
wenden (Art. 29 CADA). Zugleich schafft Art. 32 CADA einen
Mechanismus zur beschleunigten Einführung souveräner
Cloud- und KI-Lösungen, soweit hierdurch ein besonderer
europäischer Mehrwert („EU Added Value“) erzielt wird. Er-
gänzt wird dieser Ansatz durch einen gemeinsamen europä-
ischen Beschaffungsrahmen nach Art. 37 bis 40 CADA, der
eine Bündelung der Nachfrage der Mitgliedstaaten ermöglicht.
Die Kommission verfolgt damit das Ziel, Skaleneffekte zu
schaffen und die Marktdurchdringung europäischer Cloud-
und KI-Angebote zu erhöhen.

4. Wirtschaftliche Chancen

Aus Unternehmenssicht eröffnet der CADA interessante
Wachstums- und Investitionsmöglichkeiten entlang der ge-
samten Cloud- und KI-Wertschöpfungskette. Die in Art. 7
und Art.14 CADA vorgesehenen Förder- und Investitionsmaß-
nahmen sollen private Investitionen mobilisieren und den
Ausbau von Rechenzentren, Cloud-Diensten und KI-Anwen-
dungen unterstützen. Zugleich wird der CADA absehbar zu-
sätzliche Nachfrage nach europäischen Cloud- und KI-Lösun-
gen schaffen. Durch öffentliche Beschaffungsprogramme und
gemeinsame Beschaffungsmechanismen der Mitgliedstaaten
erhalten insbesondere Start-ups, Scale-ups und technologie-
orientierte KMU verbesserte Marktchancen. Art. 33 CADA
sieht explizit innovationsfördernde Vergabeverfahren vor, die
den Zugang zu öffentlichen Aufträgen erleichtern sollen.

IV. Die Open-Source-Strategie

Anders als der Chips Act 2.0 und der CADA handelt es sich bei
der EU Open Source Strategy nicht um einen Rechtsakt,
sondern um eine politische Strategie der Europäischen Kom-
mission. Sie verfolgt das Ziel, die Entwicklung, Skalierung und
Nutzung europäischer Open-Source-Lösungen zu fördern und
dadurch die Abhängigkeit von proprietären, überwiegend au-
ßereuropäischen Technologien zu verringern. Die Kommission
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betrachtet Open Source als einen wesentlichen Baustein tech-
nologischer Souveränität, da offene Software Transparenz,
Interoperabilität und die Vermeidung von Anbieterabhängig-
keiten („Vendor Lock-in“) begünstigt. Die Strategie ergänzt
damit die regulatorischen Maßnahmen des Chips Act 2.0 und
des Cloud and AI Development Act um eine software- und
innovationspolitische Dimension. Sie setzt insbesondere auf
die Förderung offener Technologien in den Bereichen Cloud,
Künstliche Intelligenz, Cybersicherheit und digitale Infrastruk-
turen sowie auf eine stärkere Berücksichtigung von Open
Source in öffentlichen Beschaffungsprozessen.

V. Roadmap für Digitalisierung und Künstliche
Intelligenz im Energiesektor

Der vierte Baustein des Technologie-Souveränitätspakets ist
die Roadmap für Digitalisierung und Künstliche Intelligenz im
Energiesektor. Es handelt sich hierbei ebenfalls nicht um einen
Rechtsakt, sondern um eine Mitteilung der Europäischen
Kommission, die politische Leitlinien für die Digitalisierung
des Energiesektors bis 2030 festlegt. Ausgangspunkt ist die
Erkenntnis, dass technologische Souveränität und eine leis-
tungsfähige digitale Wirtschaft auf eine sichere, resiliente und
nachhaltige Energieversorgung angewiesen sind. Zugleich soll
die Roadmap dazu beitragen, den steigenden Energiebedarf
von Cloud-Infrastrukturen, Datenzentren und KI-Anwendun-
gen mit den Zielen der Dekarbonisierung und Versorgungs-
sicherheit in Einklang zu bringen.18

Im Mittelpunkt stehen drei Handlungsfelder: die nachhaltige
Integration von Rechenzentren in das Energiesystem, der ver-
stärkte Einsatz von Digital- und KI-Technologien entlang der
Energiewertschöpfungskette sowie die Schaffung interoperabler
europäischer Energiedatenräume. Dabei versteht die Kommis-
sion den Energiesektor zugleich als Voraussetzung und Anwen-
dungsfeld europäischer Technologie- und Datensouveränität.
Insbesondere sollen europäische KI-Modelle für den Energie-
sektor entwickelt, Smart Grids ausgebaut und der grenzüber-
schreitende Austausch von Energiedaten vereinfacht werden.19

Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf der nachhaltigen Integra-
tion von Rechenzentren. Die Kommission verweist darauf, dass
Rechenzentren bereits heute rund 2,5 % des europäischen
Stromverbrauchs verursachen und ihre Kapazitäten innerhalb
der nächsten fünf bis sieben Jahre verdreifacht werden sollen.20

Zur Vermeidung von Netzengpässen und Versorgungskonflik-
ten kündigt die Kommission insbesondere standardisierte Ver-
einbarungen zwischen Rechenzentrumsbetreibern, Energiever-

sorgern und Behörden sowie ein unionsweites Nachhaltigkeits-
und Bewertungssystem für Rechenzentren an.21

VI. Einordnung und Ausblick

Das „Technological Sovereignty Package“ verdeutlicht den
hohen politischen Stellenwert, den die Europäische Union
der digitalen und technologischen Souveränität beimisst.
Gleichzeitig ist die Umsetzung der Strategie mit erheblichen
finanziellen, technologischen und strukturellen Herausforde-
rungen verbunden. Der Aufbau eigener Halbleiterkapazitäten,
souveräner Cloud- und KI-Infrastrukturen sowie leistungsfä-
higer Daten- und Energienetze erfordert langfristige Investi-
tionen in bislang kaum gekanntem Umfang. Ob die vorgese-
henen Maßnahmen zu dauerhaft tragfähigen Marktstrukturen
führen und Europa im globalen Technologiewettbewerb nach-
haltig stärken können, wird maßgeblich von ihrer praktischen
Umsetzung, der Koordination zwischen Mitgliedstaaten und
der Mobilisierung privater Investitionen abhängen.

Das Maßnahmenpaket der Europäischen Kommission ist daher
sowohl als notwendige industrie- und geopolitische Weichen-
stellung als auch als wirtschaftspolitisches Großprojekt mit
erheblichem Umsetzungs- und Investitionsrisiko zu verstehen.
Insbesondere im Bereich der Künstlichen Intelligenz und digi-
taler Infrastrukturen befinden sich viele Geschäftsmodelle
weiterhin in einer Phase hoher Vorleistungen, während nach-
haltige wirtschaftliche Erträge vielfach noch ausstehen und
ungewiss sind. Ob die von der Europäischen Kommission
erwarteten Produktivitäts-, Innovations- und Wachstumseffek-
te tatsächlich realisiert werden können oder der Griff nach den
Sternen zum Fehlgriff wird, lässt sich derzeit nicht abschlie-
ßend beurteilen.

Stefan Hessel

LL.M. ist Equity Partner und Head of Digital
Business bei reuschlaw in Saarbrücken.

18 Europäische Kommission, COM(2026) 501 final, S. 2.
19 Europäische Kommission, COM(2026) 501 final, S. 8.
20 Europäische Kommission, COM(2026) 501 final, S. 2.
21 Europäische Kommission, COM(2026) 501 final, S. 3 f.
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Die Entwicklung des Urheberrechts seit
Mitte 2025

Kurz und Knapp

Im Anschluss an den Beitrag zur Entwicklung des Urheber-

rechts seit Mitte 2024 in K&R 2025, 461, beleuchtet dieser

Beitrag wesentliche Entwicklungen im Urheberrecht von

Mitte Juni 2025 bis Ende Mai 2026. Im Fokus stehen die

relevanten Entscheidungen des EuGH und BGH zum Urhe-

berrecht sowie die Urteile der deutschen Instanzgerichte

zu neuen urheberrechtlichen Fragen im Bereich der Künst-

lichen Intelligenz.

456 Klett/Weimert, Die Entwicklung des Urheberrechts seit Mitte 2025 7/8/2026 K&R
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